
Bei der Privatisierung der ehemaligen 
Deutschen Beamten-Versicherung 1990 
wurde der Privatisierungserlös den Ver-
sicherten zugesprochen. Zur Dokumen-
tation dieser Ansprüche wurden Berech-
tungsscheine ausgegeben, die nun zur 
Einlösung anstehen. Hierfür sucht die 
DBV Öffentlichrechtliche Anstalt für Be-
teiligungen die Unterstützung der Kredit-
wirtschaft.  Red. 

Von Herbert Falk und Hartmut Gram-
berg  Auch wenn alle Details noch 
nicht geklärt sind, so kann doch schon 
gesagt werden, dass die 2007 vorgese-
hene Einlösung der so genannten Berech-
tigungsscheine der DBV Öffentlichrechtli-
che Anstalt für Beteiligungen, nur mit 
kräftiger Unterstützung von Banken ge-
stemmt werden kann. 

Worum geht es? Als die damalige Deut-
sche Beamten-Versicherung (DBV) 1990 
privatisiert wurde und an die Börse ging, 
erhielten die Versicherten einen Großteil 
des Verkaufserlöses. Über den Rest des 
Erlöses , es geht um dreistellige Millionen-
beträge, erhielten die Versicherten 1993 
Berechtigungsscheine, deren Einlösung 
jetzt ansteht.

Die frühere Deutsche Beamten-Versiche-
rung Öffentlichrechtliche Lebens- und Ren-
ten-Versicherungsanstalt war eine Selbst-
hilfeeinrichtung, die vornehmlich den An-
gehörigen des Öffentlichen Dienstes zur 
Verfügung stand. Die angestrebte Privati-
sierung ergab sich aus dem Bemühen der 
damaligen Bundesregierung heraus, die 
Aufgaben des Staates auf das Kernge-
schäft zu beschränken. Staatsnahe Wirt-
schaftseinrichtungen sollten sich möglichst 
innerhalb der Privatwirtschaft organisieren. 
Die damaligen Aufsichtsgremien der An-

stalt entschieden unter Federführung des 
Bundesfinanzministeriums, dass nur den 
Versicherten selbst der Wert des Unterneh-
mens gehöre. Ein in der Versicherungs-
branche mit dieser Konsequenz bisher 
einmaliger Vorgang.

600 000 Berechtungsscheine

Der Übergang der Deutschen Beamten-
Versicherung in eine Aktiengesellschaft 
vollzog sich in einzelnen kontinuierlichen 

Schritten, die dann mit dem Gang der da-
maligen DBV Holding AG an die Börse 
abgeschlossen wurde. 

Zunächst sind zwei Drittel der Aktien an 
der Börse veräußert worden. Der Über-
schuss daraus von umgerechnet 300 
Millionen Euro ist bereits 1990 den Le-
bensversicherungskonten der Berechtigten 
gutgeschrieben worden. Er diente also der 

Erhöhung der Leistungen an die Versicher-
ten. Auch der Verkaufserlös aus dem bis 
Juni 2006 von der DBV Öffentlichrechtli-
che Anstalt für Beteiligungen gehaltenen 
Anteil von 25 Prozent der Aktien an der 
DBV-Winterthur Holding AG wird 2007 an 
die etwa 600 000 Berechtigten ausge-
schüttet.

Zu den Aufgaben der DBV Öffentlichrecht-
liche Anstalt für Beteiligungen mit ihren 
Gremien gehört es, den reibungslosen 
Übergang des einstigen staatsnahen Un-
ternehmens im Sinne der Versicherten si-
cher zu stellen. Diesen Auftrag hat sie rund 
15 Jahre lang erfüllt. Aus diesem Grund 
wurde auch der inzwischen verkaufte Ak-
tienanteil an der Holding gehalten, um den 
notwendigen Einfluss zu gewährleisten. 
Bereits 1993 erhielten die betroffenen Ver-
sicherten einen Berechtigungsschein über 
ihren Anteil an dem damals von der An-
stalt gehaltenen Aktienpaket. 

Die internen Vorbereitungen für die Aus-
schüttungen laufen auf Hochtouren, ins-
besondere Gespräche mit möglichen 
Bankpartnern. Dabei wird angestrebt, un-
seren Kunden ein nahezu flächendecken-
des Netz von Geldinstituten als Anlaufstel-
len zu bieten. Erste Zusagen von Bank-
partnern liegen bereits vor.

Wir rechnen damit, dass unsere Versicher-
ten ihre Berechtigungsscheine in den ersten 
Monaten dieses Jahres einreichen können. 
Nach einem von uns veröffentlichten Aufruf 
bleiben dem Einzelnen zwei Jahre Zeit zur 
Einlösung. Die Berechtigungsscheine sind 
erst nach dem erfolgten Aufruf der genann-
ten Adresse vorzulegen.

Herbert Falk ist Vorstandsvorsitzender, Hartmut Gram-
berg Pressesprecher der DBV Öffentlichrechtliche An-
stalt für Beteiligungen, Wiesbaden.
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